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I. Begrüßung 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin Auweter-Kurtz, 

sehr geehrte Frau Senatorin Dr. Gundelach, 

liebe Herren Kollegen Gießmann und Neuneck, 

werte Studierende des Masterstudiengangs „Friedensforschung und Sicherheitspolitik“ 

meine Damen und Herren, 

 

als Vorsitzender der Deutschen Stiftung Friedensforschung ist es für mich eine besondere 

Freude und Ehre, aus Anlass der Verleihung der Masterdiplome an die Graduierten des 6. 

Jahrgangs und zur Begrüßung des 7. Jahrgangs der Studierenden des Masterstudiengangs 

„Friedensforschung und Sicherheitspolitik“ zu Ihnen über Aufgaben der Friedensforschung zu 

Beginn des 21. Jahrhunderts zu sprechen. Hierbei muss ich mich freilich auf einige wenige 

ausgewählte Themenstellungen beschränken, die nicht zuletzt aus der Perspektive der Förder- 

und Transferpraxis der Stiftung von grundlegender Bedeutung sind und einer multi- und in-

terdisziplinären wissenschaftlichen Bearbeitung bedürfen. 
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II. Förderung des postgradualen Masterstudiengangs „Friedensforschung und Sicher-

heitspolitik“ 

 

Mit ihrer Entscheidung vom Dezember 2001, die Einrichtung des postgradualen Masterstu-

diengangs „Friedensforschung und Sicherheitspolitik“ an der Universität Hamburg zu fördern, 

begab sich die Deutsche Stiftung Friedensforschung auf ein förderpolitisches Neuland für die 

Friedens- und Konfliktforschung. Mit der Trägerschaft durch einen Kooperationsverbund 

deutscher Friedensforschungsinstitute und der Zertifizierung der Studienabschlüsse durch die 

Universität Hamburg wies der Studiengang eine durchaus ungewöhnliche – wenn nicht gar 

gewagte - organisatorische Grundlage auf, die sich freilich trotz der Vielzahl der beteiligten 

Akteure über die Jahre hinweg bewährt zu haben scheint. Es ist insbesondere das bleibende 

Verdienst des damaligen Direktors des IFSH und meines Vorgängers im Amt des Stiftungs-

vorsitzenden, des leider allzu früh verstorbenen Prof. Dieter S. Lutz, dass diese in der Rück-

schau so gelungene Innovation auf den Weg gebracht werden konnte. 

 

Im Rahmen ihres Programms zur Struktur- und Nachwuchsförderung stellte die Stiftung über 

einen Zeitraum von sechs Jahren Fördermittel in einer Gesamthöhe von 1,2 Millionen Euro 

für diesen Studiengang bereit. Das Kernstück der Fördermaßnahme bildeten 15 Studiensti-

pendien, die für jedes Studienjahr zur Verfügung standen. (Die letzte Stipendientranche wur-

de allerdings über zwei Jahrgänge verteilt, um den Übergang in die finanzielle Eigenständig-

keit zu erleichtern.) Darüber hinaus deckte die Stiftung mit ihrer Unterstützung einen Großteil 

der Organisations- und Betreuungskosten für das Studienangebot. 

 

Von Anfang an wurde das interdisziplinär angelegte Studienprogramm, soweit ich dies als 

Außenstehender beobachten konnte, mit einem außerordentlichen Engagement seitens der 

Lehrenden und der Studiengangverantwortlichen umgesetzt. Es war für mich deshalb keine 

Überraschung, dass die von der DSF veranlasste Zwischenevaluierung dem Masterstudien-

gang im vergangenen Jahr ein hervorragendes Zeugnis ausstellte. Ich möchte es nicht ver-

säumen, lieber Herr Kollege Gießmann, Ihnen an dieser Stelle sehr herzlich für die geleistete 

Arbeit zu danken, und Ihrem Nachfolger, Herrn Kollegen Neuneck, viel Erfolg bei der Wei-

terführung und -entwicklung des Studiengangs zu wünschen. 

 

Die anhaltend große Nachfrage nach Studienplätzen verdeutlicht, dass sich der Studiengang 

national wie international ein hohes Ansehen erworben hat. Für die Stiftung ist es höchst er-
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freulich, feststellen zu können, dass die Initiativförderung zu einer nachhaltigen Strukturbil-

dung der Friedens- und Konfliktforschung in Hamburg beigetragen hat. Ich bin deshalb auch 

optimistisch, dass es - nicht zuletzt dank der Aufgeschlossenheit und Unterstützung der Uni-

versität Hamburg - gelingen wird, den Masterstudiengang nach Auslaufen der Förderung 

durch die DSF auf eine dauerhafte und finanziell gesicherte Grundlage zu stellen. Bei dieser 

Gelegenheit darf ich auch daran erinnern, dass die Stiftung mit der Carl Friedrich von Weiz-

säcker-Stiftungsprofessur „Naturwissenschaft und Friedensforschung“ ein weiteres „Leucht-

turmprojekt“ an der Universität Hamburg fördert, das mit dem Master-Studiengang „Frie-

densforschung und Sicherheitspolitik“ eng verbunden ist und dem die DSF als Intitialstifter 

für die Zukunft ebenfalls ein großherziges Wohlwollen der Universität und des Landes Ham-

burg wünschen. Zusammen mit dem IFSH - und weiteren universitären Forschungseinheiten 

wie z.B. die Arbeitsgemeinschaft Kriegsursachenforschung (AKUF) oder die Forschungsstel-

le Kriege, Rüstung und Entwicklung (FKRE) - ist somit eine „kritische Masse“ an Friedens-

forschungseinrichtungen allein an der Universität Hamburg entstanden. Diese Bündelung wis-

senschaftlicher Kompetenz wird nicht zuletzt aufgrund ihrer disziplinären Vielseitigkeit und 

der darin angelegten interdisziplinären Kooperationsmöglichkeiten dazu beitragen können, 

wegweisende Konzeptionen und Strategien für eine nachhaltige Friedenssicherung zu entwi-

ckeln und die friedenspolitische Praxis wissenschaftlich zu begleiten. Damit habe ich mir das 

Stichwort gegeben, um zum Thema meines Vortrags „Auf dem Weg zum nachhaltigen Frie-

den?“ überzugehen und auf wichtige Aufgabenstellungen einzugehen, denen sich die Frie-

dens- und Konfliktforschung zumal in Deutschland heute und in der überschaubaren Zukunft 

gegenüber sieht. 

 

 

III. Nachhaltiger Frieden ? – Aufgaben für die Friedensforschung 

 

a. Was bedeutet „nachhaltiger Frieden“? 

 

Der friedenswissenschaftliche Diskurs ist seit jeher von grundlegend verschiedenen Politik-

verständnissen geprägt und kennt mithin auch unterschiedliche Friedensbegriffe. Um zu erör-

tern, was unter dem Terminus „nachhaltiger Friede“ zu verstehen ist, beschränke ich mich 

darauf, den Blick auf eines dieser Politikverständnisse zu richten, das in der Wissenschaft 

weiteste Verbreitung gefunden hat: das prozessuale Politikverständnis – Politik definiert als 

die verbindliche Zuweisung von Werten in und zwischen Gesellschaften. 
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Der Ausgangspunkt des prozessualen Politikverständnisses ist die Annahme einer Om-

nipräsenz von Konflikten, die auch ein Definitionsmerkmal des Sozialen ist: „Gesellschaft ist 

Konflikt um menschliche Lebenschancen“. Das prozessuale Politikverständnis basiert auf 

einem weiten Begriff des Konflikts „verstanden als Positionsdifferenzen über Werte“.  

 

Für Ralf Dahrendorf ist das von einigen Klassikern der politischen Theorie als konfliktfrei 

portraitierte ‚gute Gemeinwesen’ „das furchtbare Bild einer perfekten Gesellschaft“ 

(1974:275). Für ihn ist Gesellschaft nur geschichtlich zu begreifen, d. h. als zukunftsoffenes, 

nie abgeschlossenes Projekt. Ein dauerhaft gültiges Modell des ‚guten Gemeinwesens’ kann 

es daher nicht geben. Aller Fortschritt beruht „auf der Vielfalt und Widersprüchlichkeit der 

menschlichen Gesellschaft, d. h. darauf, im Widerstreit der Normen und Gruppen die jeweils 

annehmbare Lösung zu finden, um sie sogleich wieder kritisch zu relativieren“.  

 

Die Konzeptualisierung von Konflikten als Positionsdifferenzen über Werte beinhaltet „die 

Möglichkeit, den Akzent auf den Austragungsmodus [von Konflikten] zu rücken“. Geht man 

von der Omnipräsenz von Konflikten aus, so zeigt sich, dass nur ein kleiner Teil davon unter 

Anwendung oder Androhung von Gewalt ausgetragen wird. Ein großer, wenn nicht der größte 

Teil von menschlichen Lebenschancen wird hingegen gewaltlos zugeteilt.  

 

Vertreter eines prozessualen Politikverständnisses sind sowohl der Überzeugung, dass jeder 

Konflikt gewaltfrei ausgetragen werden kann, als auch der Auffassung, dass ein gewaltfreier 

Konfliktaustrag in jedem Fall vorzugwürdig ist. Nach dieser Auffassung dominiert nicht ein 

Basiskonflikt (sei es zwischen Klassen oder aller um Macht) das soziale Leben. Vielmehr 

treten Konflikte angesichts ihrer Vielzahl und Vielfalt zumindest teilweise unabhängig von-

einander auf, sie können mithin voneinander unabhängig betrachtet und stückwerkstechnisch 

– kompetitiv oder kooperativ – bearbeitet werden.  

 

Da Konflikte zum Definitionsmerkmal von Gesellschaft gehören, kann Frieden nicht die Ab-

wesenheit von Konflikten bedeuten. Das Auftreten von Konflikten in und zwischen Staaten 

und Gesellschaften ist damit gewissermaßen deren Lebenselixier und steht mit dem prozessu-

al verstandenen Frieden nicht in Widerspruch. Nur der gewaltsame Austrag dieser Konflikte 

kennzeichnet die Abwesenheit von Frieden. Daher muss es das Ziel von Friedenspolitik sein, 

im Konfliktfall einem gewaltsamen Konfliktaustrag vorzubeugen oder dessen Wahrschein-
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lichkeit zu reduzieren. Dieter S. Lutz spitzte diese Anforderung an eine erfolgreiche Friedens-

politik folgendermaßen zu: 

„Krieg und Frieden sind ebenso wenig natürliche Alternativen, wie Krieg nicht wirklich eine 

normale Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln ist. Vornehmste Aufgabe von Politik ist 

es vielmehr, Krieg zu verhüten, nicht ihn zu führen. Situationen, die als Alternative nur Krieg 

zulassen, darf es nicht geben. Treten sie ein, hat die Politik versagt“. 

 

Frieden im prozessualen Verständnis ist, mit Czempiels Worten, „ein Prozessmuster des in-

ternationalen Systems, das gekennzeichnet ist durch abnehmende Gewalt und zunehmende 

Verteilungsgerechtigkeit“. Frieden ist somit immer auch ein gerechter Frieden, verstanden als 

ein nie abgeschlossener Prozess, der in innerstaatlicher und zwischenstaatlicher Hinsicht nicht 

nur auf die Vermeidung von Gewaltanwendung, sondern auch – in den Worten der jüngsten 

EKD-Friedensdenkschrift - auf „die Förderung von Freiheit und kultureller Vielfalt sowie den 

Abbau von Not gerichtet ist“. Frieden im prozessualen Verständnis umfasst damit nicht nur 

das bloße Überleben, sondern eine bestimmte Qualität menschlichen Lebens durch die Ver-

ringerung der Disparitäten in der Verteilung materieller und immaterieller Güter und des Zu-

gangs zu ihnen. 

 

Die vorherigen Ausführungen legen nahe, dass ein prozessualer Friedensbegriff auch der Vor-

stellung von einem „nachhaltigen Frieden“ am nächsten kommt: Frieden als Prozess soll 

zum Wohle der zukünftigen Generationen verstetigt werden, kann aber nie zu einem Ende 

kommen. Zusätzlich erweitert der nachhaltige Frieden den prozessualen Frieden um die sozi-

al-ökologische Gerechtigkeitsdimension: der ökologisch tragfähige Umgang mit natürlichen 

Ressourcen und deren Bewahrung für zukünftige Generationen. Dieses bedeutet auch, dass an 

einem friedlichen Zusammenleben beständig gearbeitet werden muss, selbst wenn in einem 

Hier und Jetzt augenscheinlich Frieden ‚erreicht’ worden ist. Die Friedensforschung, so 

brachte es Dieter S. Lutz treffend auf den Punkt, müsse sich aus der Existenzerhaltung und -

entfaltung des Menschen bestimmen, „Frieden hat auch insofern immer einen Nachhaltig-

keitsanspruch.“ 

 

b. Kontinuität und Wandel von Unfrieden und Frieden 

 

Die Definition dessen, was unter einem nachhaltigen Frieden zu verstehen ist, erfolgt stets 

unter Bezugnahme auf die aktuelle geschichtliche Ausgangslage. Wichtige Orientierungs-
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punkte hierfür bietet z. B. der 2005 erstmals erschienene Human Security Report. Diese Stu-

die kommt zu dem Ergebnis, dass sich die globale Lage im Bezug auf gewaltsame Konflikte 

deutlich verbessert hat. So ist die Zahl der bewaffneten Konflikte seit Anfang der 1990er Jah-

re um etwa 40 Prozent rückläufig. Die Zahl beigelegter gewaltsamer Konflikte (43) liegt in 

diesem Zeitraum deutlich unter der neu ausgebrochener (28). Auch die Zahl der internationa-

len Krisen und der Verbrechen gegen die Menschlichkeit sind in diesem Zeitraum deutlich 

zurückgegangen. Das Volumen des internationalen Waffenhandels lag 2005 um ein Drittel 

niedriger als 1990. Schließlich hat sich auch die Zahl der Flüchtlinge um rund 45 Prozent ver-

ringert. Der Human Security Brief 2007 weist zudem daraufhin, dass seit 1998 entgegen der 

öffentlichen Wahrnehmung auch der transnationale Terrorismus rückläufig ist.  

 

Die Ursache dieser insgesamt positiven Entwicklung vermuten die Autoren des Berichts in 

der gewachsenen Zahl internationaler Friedensmissionen, insbesondere der Vereinten Natio-

nen. Auch wenn ein gesicherter Kausalzusammenhang bislang nicht wissenschaftlich erwie-

sen ist, so spricht doch einiges dafür, dass die veränderten Rahmenbedingungen im internati-

onalen System nach dem Ende des Kalten Krieges dazu geführt haben, dass die Bereitschaft 

in der Staatengemeinschaft gewachsen ist, von den VN geführte oder mandatierte Interventio-

nen mit dem Ziel der Beendigung von Gewaltkonflikten und des post-conflict peacebuilding 

zu unterstützen.  

 

Ein diese Entwicklung begünstigender Faktor kann in der Emergenz einer als heterarchisch zu 

bezeichnenden Weltordnung gefunden werden. Der Terminus „Heterarchie“ verweist auf ein 

„drittes“ Weltordnungsprinzip zwischen Anarchie und Hierarchie. Es handelt sich um eine 

Alternative zu anarchischen Selbsthilfesystemen in einer Welt von Großmächten und Klein-

staaten auf der einen Seite und formal oder de facto hierarchischen Systemen, also Weltstaat 

bzw. hegemoniale oder gar imperiale Steuerung, auf der anderen. Mit „Heterarchie“ wird die 

Existenz eines dichter werdenden Netzes von inklusiven, multipartistischen Institutionen und 

Praktiken des Weltregierens beschrieben, die von öffentlichen und privaten Akteuren zur kol-

lektiven, regelgeleiteten Bearbeitung von transsouveränen Problemen durch horizontale Poli-

tikkoordination und -kooperation geschaffen und aufrecht erhalten werden.  

 

Durch das Entstehen inklusiver, multipartistischer Institutionen des Weltregierens wie z. B. 

des Global Fund to Fight HIV/AIDS, Malaria and Tuberculosis oder des Global Compact - 

um nur zwei der zahlreichen globalen öffentlich-privaten Partnerschaften oder Multistakehol-
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der-Initiativen im Bereich der Global Governance herauszugreifen – wird deutlich, dass der 

lange Zeit vorherrschende Exekutivmultilateralismus von Staaten, ganz zu schweigen vom 

Unilateralismus sich zunehmend selbst übernehmender Großmächte offenbar nicht die letzte 

Antwort im Bezug auf die institutionelle Lösung kollektiv zu bearbeitender Probleme auf glo-

baler Ebene ist. 

 

Gerade die Einbeziehung privater Akteure, von denen Gewaltkonflikte häufig ausgehen, und 

die damit für sie einhergehende Möglichkeit zur Teilhabe an Steuerungsprozessen, kann einer 

direkten Verringerung des weltweiten Gewaltpotenzials zuträglich sein. Es kann davon aus-

gegangen werden, dass die größere Vernetzung öffentlicher und privater Akteure in einer he-

terarchischen Ordnung gewaltsamen Konfliktaustrag zwischen eben diesen Akteuren für diese 

kostenintensiver und mithin unwahrscheinlicher macht. Die indirekte Wirkung der Heterar-

chie entfaltet sich in einer effektiveren und legitimeren Behandlung transsouveräner Probleme 

und damit einer zuverlässigeren Verregelung von Konflikten. Transsouveräne Probleme mit 

hohem Konfliktpotenzial, wie z. B. weltweite Pandemien und der globale Klimawandel, las-

sen sich schließlich nur erfolgreich und nachhaltig bearbeiten, wenn alle „Problemproduzen-

ten“, also auch nicht-staatliche Akteure, gemeinsam daran beteiligt werden (vgl. Müller 

2008).  

Leben wir angesichts dieser Beobachtungen heute also in einer friedlicheren Welt?  

 

Die Autoren des Human Security Report äußern sich keineswegs enthusiastisch über ihre zu-

vor genannten Befunde: Von Entwarnung könne keine Rede sein, da man es noch immer mit 

einer Vielzahl akuter Gewaltkonflikte weltweit zu tun habe. Vielmehr habe sich der Charakter 

dieser Konflikte geändert, die heute vergleichsweise geringere Opferzahlen aufwiesen und 

auch mit anderen Mitteln und Waffen ausgetragen würden. Die Frage des sich wandelnden 

Charakters der Gewaltkonflikte ist Gegenstand einer seit mehreren Jahren anhaltenden inter-

nationalen Debatte, auch in der deutschen Friedensforschung, über die „neuen Kriege“, auf 

die ich freilich hier nicht näher eingehen kann. Es sei hier nur beispielhaft auf die neueste 

Forschung von Sven Chojnacki verwiesen, der in seiner Analyse des Wandels der Gewalt-

formen im internationalen System von 1946-2006 einige der zentralen Thesen über die „neu-

en Kriege“ als empirisch und methodisch problematisch identifiziert.  
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Ich möchte an dieser Stelle nun einige Themenfelder herausgreifen, die mit Blick auf das 

Konzept des nachhaltigen Friedens eine besondere Aufmerksamkeit der Friedens- und Kon-

fliktforschung verdienen.  

 

c. Aufgaben der Friedensforschung zu Beginn des 21. Jahrhunderts 

 

1. Die Rolle von Religionen in Gewaltkonflikten und Friedensprozessen 

 

Eines der Themengebiete, denen die DSF eine Forschungsinitiative gewidmet hat, ist die Rol-

le von Religionen in Gewaltkonflikten und Friedensprozessen. Die Friedensforschung steht 

nicht erst mit der tagespolitischen Dominanz von Akten zumindest scheinbar religiös moti-

vierten Terrors und der damit verbundenen Bedrohungswahrnehmungen vor der Frage, wel-

che Bedeutung Religionen in der Entstehung, aber auch in der Prävention oder Beilegung von 

Gewaltkonflikten zukommt.  

 

Noch Mitte der 1990er Jahre formulierte Samuel Huntington seine bekannte These vom „Zu-

sammenprall der Kulturen“, der die nach dem Zweiten Weltkrieg dominierende, hoch milita-

risierte Form des politisch-ökonomischen Systemkonflikts ablösen würde. Heute wird diese 

eindimensionale Kausalität zwischen Kultur oder Religion und Gewaltkonflikten von der For-

schung weitgehend abgelehnt. Die Empirie zeigt, dass religiöse Differenzen in höchst selte-

nen Fällen Ursachen von Gewaltkonflikten sind, sondern allenfalls verschärfende Wirkung 

auf ursprünglich politisch oder wirtschaftlich motivierte Konfrontationen entfalten. In der 

Analyse von Bürgerkriegen lässt z. B. die schiere Zahl von Bürgerkriegen zwischen Angehö-

rigen ein und derselben Religion Glaubensunterschiede als Ursache für Bürgerkriege in quan-

titativen Untersuchungen bedeutungslos werden. Das Kriegsrisiko einer Gesellschaft wird 

offenkundig nicht wesentlich von ihrer religiösen Binnenstruktur beeinflusst. 

 

Im Hinblick auf eine nachhaltige Friedenssicherung sind die weiteren Befunde dieser Unter-

suchungen von Bedeutung, dass religiöse Differenzen von Seiten politischer Eliten instrumen-

talisiert werden können. Hasenclever und De Juan sprechen von einem Rückgriff auf religiö-

se Traditionen als Strategie, um Gefolgschaft zu mobilisieren und Gewalt gesellschaftlich zu 

legitimieren. Religiöse Unterschiede und religiöse Unzufriedenheit wirken mithin nicht als 

Brandursache, sondern als Brandbeschleuniger. Für die Friedensforschung stellt sich demnach 

die Frage, wie sich religiöse Traditionen vor politischer Instrumentalisierung schützen (las-
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sen). Analysen religiöser Friedensbewegungen deuten darauf hin, dass sich instrumentalisie-

rungsresistente Glaubensgemeinschaften vor allem durch vier Merkmale auszeichnen: religiö-

se Aufklärung im Sinne des Respekts vor der Komplexität religiöser Überlieferungen, struktu-

relle Toleranz in Form von institutionalisierten moderaten Diskursen, ein hohes Autonomie-

potenzial gegenüber Staat und Gesellschaft sowie eine diversifizierte innerreligiöse Öffent-

lichkeit.  

 

Nicht weniger interessant ist die Frage, unter welchen Bedingungen Religionen entgegen 

gängiger Annahmen auch de-eskalierenden Einfluss auf die Dynamik von Gewaltkonflikten 

haben können. Hier wird das politisch wirksame Friedenspotenzial religionsbasierter Akteure 

zum Forschungsthema, wie es schon aus dem religiös motivierten, gewaltlosen Wirken Ein-

zelner wie Mahatma Gandhi, Martin Luther King oder Desmond Tutu bekannt ist. Dass reli-

giöse Überzeugungen und Werte als verbindendes Element zwischen Konfliktparteien auch 

Lösungswege ebnen können, zeigen in neuerer Zeit etwa die Mitwirkung der Evangelischen 

Kirche in der friedlichen Revolution der DDR, die ruandischen Muslime, welche sich 1994 

als einzige Gruppe dem Genozid enthielten, oder die von der Weltkonferenz der Religionen 

für Frieden (WCRP) ins Leben gerufenen „Religious Councils“, die in Bosnien-Herzegowina, 

im Kosovo, in Liberia und Sierra Leone eine vermittelnde Funktion übernahmen.  

 

Diese Untersuchungen zeigen, dass der vielfach unterstellte kausale Nexus zwischen Religio-

nen und Gewaltkonflikten einer Neubewertung bedarf, und dass die Friedensforschung gerade 

im Hinblick auf die Untersuchung des Zusammenhangs zwischen Religionen und Frieden 

künftig weitere Lücken unseres Wissens schließen muss.  

 

2. Wieder- und Neuaufbau staatlicher Strukturen in Krisengebieten 

 

Gewaltkonflikte in Form von internen oder Bürger-Kriegen, der heute vorherrschenden Art 

von Gewaltkonflikten, brechen vor allem dort aus, wo Staatlichkeit von vielen Bruchstellen 

bedroht ist oder staatliche Strukturen durch einen Zerfallsprozess gekennzeichnet sind – in 

sogenannten failing states oder failed states. Diese Konflikte haben zudem häufig grenzüber-

schreitende Auswirkungen und können ganze Regionen destabilisieren.  

 

Die Beilegung dieser Art von Gewaltkonflikten und der sich daran anschließende Aufbau 

einer stabilen Friedensordnung, im Englischen als post-conflict peacebuilding bezeichnet, 
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sind wichtige Themenstellungen, denen die Friedensforschung künftig eine verstärkte Auf-

merksamkeit widmen sollte. Hierbei geht es vor allem auch um angepasste Strategien der 

Friedenskonsolidierung, für die sehr unterschiedliche politische, kulturelle, wirtschaftliche 

und soziale Faktoren in die Analyse einbezogen werden müssen. So stellt sich beispielsweise 

die Frage der Abfolge (sequencing) und Koordinierung von Maßnahmen wie (Wieder-

)Aufbau von Institutionen der Verwaltung und Rechtspflege, Herstellung von öffentlicher und 

privater Sicherheit (security sector reform), wirtschaftlicher Wiederaufbau, Partizipation und 

Demokratisierung bis hin zu Dialogstrukturen zwischen den Konfliktparteien und langfristig 

angelegten Versöhnungsprozessen. So hat sich z. B. in der Forschung die Erkenntnis durchge-

setzt, dass die Durchführung von freien Wahlen am Anfang eines Prozesses der Friedenskon-

solidierung kontraproduktiv sein kann, weil sie sich u. U. wieder konfliktverschärfend aus-

wirken. Der (Wieder-)aufbau von Staatlichkeit wird häufig überlastet, indem westliche Legi-

timationsmuster zur unbedingten Grundlage erhoben werden.  

 

Andreas Mehler kritisiert eben diesen „state bias“, also die Sichtweise auf den Staat als einzi-

gem „Heilsbringer“ im Prozess der Friedenskonsolidierung (. Er weist darauf hin, dass im 

direkten Gegensatz zum europäischen Verständnis staatliche Sicherheitsorgane in vielen Staa-

ten Afrikas oft dadurch auffällig werden, dass sie eher „Unsicherheitsproduzenten“ sind. 

Gleichzeitig gelingt es nichtstaatlichen Akteuren nicht selten, mindestens für einen Teil der 

Bevölkerung Schutz anzubieten. Mehler weist darauf hin, dass sich die Friedensforschung in 

diesem Zusammenhang von vermeintlich klaren Dichotomien wie „staatlich – nichtstaatlich“ 

(häufig gleichgesetzt mit „gut-böse“) verabschieden sollte. Anstelle der erzwungenen Einfüh-

rung und Aufrechterhaltung von Gewaltmonopolen könnten Friedenseinsätze stärkeres Au-

genmerk auf die Optimierung von legitimen Gewaltoligopolen legen.  

 

Die bisherigen Erfahrungen mit friedenskonsolidierenden Aufbaumaßnahmen können zudem, 

gemessen an den hochgesteckten Zielsetzungen, nicht durchweg positiv bewertet werden. 

Erfolgreichen Friedenskonsolidierungsprozessen wie in Namibia, Mozambique oder Guate-

mala stehen weniger zielführende Missionen in Ländern wie Haiti und Ost-Timor gegenüber, 

in denen Rückfälle in Destabilisierung und Gewalt zu beobachten waren, sowie auch Missio-

nen, die den Erwartungen an eine erfolgreiche Stabilisierung nicht gerecht werden konnten – 

Afghanistan und Somalia. Zu berücksichtigen sind ferner sogenannte Sekundärkonflikte, die 

vor allem dann auftreten, wenn sich die Wahrnehmung der Interventionskräfte durch die loka-
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le Bevölkerung ändert und die anfangs wohlwollende Stimmung durch konkrete Erfahrungen 

und Feindbilder in das Gegenteil umschlägt. 

 

Die internationale Politik steht somit vor einer zweifachen Herausforderung: Es gilt zum ei-

nen, dem weiteren Zerfall von fragilen Staaten durch koordinierte Maßnahmen vorzubeugen, 

zum anderen den Wieder- oder Neuaufbau staatlicher Strukturen in Nachkriegsgesellschaften 

in angepassterer Weise zu fördern. Dabei wird in der neueren Forschung darauf hingewiesen, 

dass der Erfolg friedenskonsolidierender Maßnahmen mit einer dauerhaften und soliden Ein-

bindung lokaler Akteure (local ownership) erheblich steigt. Das Beispiel des internationalen 

Engagements in Afghanistan verdeutlicht, dass internationale Missionen in Post-Konflikt-

Ländern dazu neigen, Parallelstrukturen zu errichten, die staatliche Aufgaben erfüllen, ohne 

dass zu deren schrittweiser Übernahme befähigte lokale Kapazitäten aufgebaut werden. Ge-

nau diese Entwicklung verhindert, dass lokale Beamte, Richter und Polizeikräfte den Staat mit 

Inhalt und Eigenverantwortung ausfüllen – und damit zur Schaffung stabiler staatlicher Struk-

turen und letztlich nachhaltigen Friedens beitragen. Ebenso trägt eine aktive Politik der Stär-

kung verantwortlicher Regierungsführung (good governance), z. B. durch den Aufbau funkti-

onierender Rechtsordnungen in Post-Konflikt-Staaten, erheblich zum Erfolg friedenskonsoli-

dierender Maßnahmen bei. 

 

3. Die Notwendigkeit einer aktiven Abrüstungspolitik und präventiven Rüstungskontrolle 

 

Es mag Sie vielleicht überraschen, dass ich zu den zentralen Herausforderungen auch ein 

klassisches Themenfeld der Friedens- und Konfliktforschung zähle, das allerdings in den letz-

ten Jahren nicht mehr die ihr gebührende Aufmerksamkeit seitens der Regierungen und Par-

lamente, aber auch der Öffentlichkeit erhalten hat: die Rüstungskontroll- und Abrüstungspoli-

tik. In der jüngeren Vergangenheit waren es vor allem die Besorgnisse über die Atompro-

gramme des Iran und Nordkoreas, die der Öffentlichkeit die Gefahren der Verbreitung von 

Massenvernichtungswaffen vor allem an nichtdemokratisch regierte Staaten (und an nicht-

staatliche Gewaltakteure) erneut vor Augen geführt haben. Nur wenig öffentliche Beachtung 

fand hingegen die geradezu beispiellose Aufrüstungsdynamik der letzten Jahre, die von einer 

Lähmung, wenn nicht gar einer Aushöhlung der multilateralen Rüstungskontroll- und Abrüs-

tungspolitik begleitet wird. Nach neuesten Berechnungen des Stockholm International Peace 

Research Institute (SIPRI) erreichten die Militärausgaben im Jahr 2007 die nahezu unvor-

stellbare Höhe von rund 1,34 Billionen US Dollar; im Vergleich zu 1998, also vor zehn Jah-
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ren, bedeutet dies einen Anstieg um 45 Prozent. Die heutigen Rüstungsausgaben überschrei-

ten somit selbst die Höchststände aus den Zeiten des Kalten Krieges.  

 

Die multilaterale Rüstungskontroll- und Abrüstungspolitik, die in Zeiten der gerade auch von 

Deutschland unterstützten Politik der Entspannung des Ost-West-Konflikts ihre Bewährungs-

proben durchaus erfolgreich bestanden und bis Mitte der 1990er Jahre einen viel versprechen-

den Aufschwung genommen hatte, erlebt spätestens seit den Terroranschlägen vom 11. Sep-

tember 2001 einen steten Niedergang. Die westlichen Staaten müssen sich zu Recht die Frage 

gefallen lassen, was sie selbst zur Förderung der Nichtverbreitung von Massenvernichtungs-

waffen, aber auch von konventionellen Waffen und vor allem ihrer Abrüstung beigetragen 

haben. Die Weigerung der USA und anderer Kernwaffenstaaten, den Vertrag über das voll-

ständige Verbot von Kernwaffenversuchen in Kraft treten zu lassen, und die Entwicklung 

immer kleinerer Atomsprengköpfe erhöhen nicht gerade die Aussichten auf abrüstungspoliti-

sche Durchbrüche. Die bestehenden Atomwaffenarsenale werden von den Kernwaffenstaaten 

also nicht nur instand gehalten, sondern technologisch modernisiert, und ihre militärisch-

strategische Einsatzfähigkeit wird zumindest teilweise gezielt vorbereitet. Einen beträchtli-

chen Teil der Verantwortung für diese Entwicklung trägt zweifellos die Bush-Administration, 

die sich vom – wenngleich immer schon tendenziell instrumentellen – Multilateralismus der 

amerikanischen Außen- und Sicherheitspolitik weitgehend lossagte und auf eine Politik des 

Unilateralismus und der unangefochtenen militärischen Stärke setzte.  

 

Auf jeden Fall drängt sich für die Friedensforschung die Frage auf, wie zukünftig mit einer 

weitaus größeren Zahl von Nuklearmächten und ggf. auch zum Einsatz von Massenvernich-

tungswaffen fähigen nichtstaatlichen Akteuren umzugehen sein wird und ob internationale 

Regelwerke das Risiko eines Einsatzes oder eines Missbrauchs dieser Waffen verhindern 

können. Einen Ansatzpunkt bietet die ursprünglich von den USA ausgehende und von der G8 

aufgenommene Initiative der Cooperative Threat Reduction, deren Effektivität aber Zweifel 

unterliegt. Es bleibt die Einsicht, dass die internationalen Rüstungskontrollregime dringend 

einer strukturellen Anpassung und kreativen Weiterentwicklung bedürfen. 

 

Des Weiteren scheint es mir von zunehmender Bedeutung zu sein, die Dynamik neuer Tech-

nologieentwicklungen im Hinblick auf deren potenzielle militärische Nutzbarkeit in Augen-

schein zu nehmen. Zu nennen wären in erster Linie die Biotechnologie und die Nanotechno-
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logie. Verschiedene Studien haben in den vergangenen Jahren auf das Risikopotenzial der 

Entwicklung neuartiger biologischer und (nano-)technologischer Waffen hingewiesen.  

 

Allein an diesen Beispielen aus der Forschung wird deutlich, dass die Zeit reif ist, gestützt auf 

diese Art von Rüstungstechnologie-Folgenabschätzung die Initiative für eine aktivere und 

präventive Rüstungskontrollpolitik zu ergreifen oder die Präventionsbestimmungen bestehen-

der Rüstungskontrollabkommen zu stärken bzw. auszubauen. Das Laserblendwaffenprotokoll 

von 1996 ist ein gutes Beispiel präventiver Rüstungskontrolle, da es mit dem Verbot der Ent-

wicklung und Erprobung von Laserwaffen zum dauerhaften Blenden von Personen ein neue, 

militärisch nutzbare, aber bisher noch nicht eingeführte Technik verbietet. 

 

Um Bedingungen für nachhaltigen Frieden zu schaffen, muss das Ziel darin bestehen, Rüs-

tungskontrolle und Abrüstung im Aufgabenspektrum sowohl regionaler als auch globaler In-

stitutionen mit sicherheitspolitischer Regierensverantwortung fester zu verankern. Bestehende 

Abrüstungsverpflichtungen, wie z.B. der Art. VI NVV müssen ernst genommen werden, um 

wieder Glaubwürdigkeit und Vertrauen herzustellen. Aus deutscher Sicht könnte ein wichti-

ges Signal in einer mit den USA (nach gehöriger Konsultation mit den NATO-Partnern) zu 

erreichenden Übereinkunft bestehen, die letzten noch auf deutschem Boden verbliebenen A-

tomwaffen abzuziehen.  

 

4. Klimawandel und Gewaltkonflikte 

 

Eine weitere Forschungsinitiative der DSF gilt den möglichen friedensgefährdenden Auswir-

kungen des anthropogenen Klimawandels. Damit verbunden ist die Aufforderung an die Frie-

densforschung, den Blick in die Zukunft zu richten sowie Modelle und Methoden zu entwi-

ckeln, um die durch den Klimawandel induzierten Risiken auszuloten und Wege einer vor-

beugenden und zivilen Konfliktbearbeitung aufzuzeigen. Nach dem heutigen Stand der Er-

kenntnisse und den daraus abgeleiteten Szenarien, z. B. im jüngsten Gutachten des Wissen-

schaftlichen Beirats der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen (WBGU), wird der 

Klimawandel die Anpassungsfähigkeit vieler Gesellschaften überfordern. Man muss die The-

se von drohenden Klimakriegen nicht teilen; gleichwohl stellen Wissenschaftler jedoch ver-

mehrt systematische Zusammenhänge zwischen Klimawandel und gewaltträchtigem Konflikt 

her. Marc Levy von der Columbia University in New York zeigt bspw. in einer rückblicken-

den Untersuchung auf, dass sich das Risiko der Eskalation eines schwelenden Konfliktes in 
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einen Bürgerkrieg verdoppelt, wenn in der jeweiligen Region der Regen ausbleibt. Allerdings 

spricht einiges dafür, dass es sich hierbei eher um indirekte als direkte Kriegsursachen, also 

um eine Verschärfung bereits bestehender gewaltträchtiger Konfliktkonstellation handelt. 

Politische, soziale oder ökonomische Konfliktfaktoren stehen ebenso in einer Wechselwir-

kung zum Klimawandel wie die Möglichkeiten zur Anpassung an die sich wandelnden Um-

weltbedingungen. Denn nicht in allen Fällen von Hungersnöten oder Dürreperioden kommt es 

zum Ausbruch eines Gewaltkonflikts. Der Klimawandel kann die vorhandenen Verteilungs-

konflikte um knappe Ressourcen wie Wasser oder geeignetes Acker- oder Weideland freilich 

noch potenzieren. Allgemein generalisierbare Zusammenhänge konnten allerdings bisher 

nicht hergestellt werden. Außerdem wird noch zu häufig nicht zwischen dem langfristigen 

Klimawandel und den Folgen direkt vom Menschen zerstörter Umwelt durch Übernutzung, 

wie z. B. durch Abholzung, Überfischung oder Überweidung oder Versalzung der Böden, 

unterschieden. 

 

Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen identifi-

ziert vier Konfliktkonstellationen, in denen als Folge des Klimawandels kritische Entwick-

lungen zu erwarten sind: (1) klimabedingte Degradation von Süßwasserressourcen; (2) klima-

bedingter Rückgang der Nahrungsmittelproduktion; (3) klimabedingte Zunahme von Sturm- 

und Wasserkatastrophen und (4) umweltbedingte Migration. Der Wissenschaftliche Beirat 

vermutet, dass diese Konfliktkonstellationen in verschiedenen Regionen der Welt in ähnlicher 

Ausprägung auftreten können, wie z. B. in der Sahelzone und in Zentralasien. Betroffen sind 

vor allem Entwicklungsländer, da sie die Auswirkungen des Klimawandels weniger abfedern 

können und dort häufig ökonomische, soziale oder politische Konflikte bereits schwelen. 

 

VN-Generalsekretär Ban-Ki Moon vermutet sogar, dass der erste gewaltsame Konflikt auf-

grund des gegenwärtigen Klimawandels bereits lange läuft und schon Hunderttausende Tote 

gefordert hat – er meint damit den Konflikt in Darfur. Dürren über 20 Jahre hinweg haben 

viele Nomaden mit ihren Herden vom Norden in den Süden gedrängt, wo sie in Konflikt mit 

den Ackerbauern um Land gerieten. 

 

Obwohl gerade die These in Bezug auf Darfur als erstem „Klima-Krieg“ umstritten ist, da 

andere Faktoren wie ethnische Zugehörigkeit oder Land-/Bodennutzungen als bedeutsamer 

eingeschätzt werden, zeigen diese Entwicklungen und Befunde doch deutlich den bestehen-

den Forschungsbedarf auf. Gerade die Friedensforschung muss in diesem ‚jungen’ Bereich 
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ihren Beitrag leisten, den Zusammenhängen zwischen Klimawandel und Gewaltkonflikten 

systematisch nachzugehen und, darauf gestützt, für eine nachhaltige, v.a. gewaltpräventive 

und die natürliche Umwelt der Menschen schonende Politik sinnvolle Empfehlungen zu erar-

beiten.  

 

Das Attribut „nachhaltig“ vor dem Terminus „Frieden“ gewinnt durch den Klimawandel und 

seine Folgen besondere Bedeutung. Kann man den Klimawandel als eine die Gewaltträchtig-

keit von Konflikten potenziell verstärkende Ursache nicht ausschließen, so müssen zwei Stra-

tegien in Betracht gezogen werden: Zum einen natürlich den Klimawandel selbst auf nationa-

ler wie internationaler Ebene bekämpfen, insbesondere durch die Reduzierung der CO²-

Emissionen; zum anderen die vom Klimawandel am stärksten beeinträchtigten Staaten in ih-

rer Anpassungsfähigkeit unterstützen. So fordern Fachleute, die Klimawandelproblematik in 

Peacebuilding-Konzepten und -Praktiken zu berücksichtigen bzw. einen angemessenen Um-

gang damit in sie einzubetten. Wichtig sind hierbei vor allem die Sensibilisierung der aufzu-

bauenden Institutionen und der Öffentlichkeit in den betroffenen Staaten, die Vermittlung von 

notwendigem Fachwissen oder die bessere Vernetzung der verschiedenen regionalen und in-

ternationalen Maßnahmen. 

 

 

Im Rückblick auf die hier kurz vorgestellten vier Problemfelder ist zu bedenken, dass diese 

nur einen Teil der Herausforderungen widerspiegeln, denen sich die zeitgenössische Friedens-

forschung mit ihren praxeologischen Ansprüchen gegenüber sieht, vor allem wenn es ihr Ziel 

ist, nachhaltigen Frieden verstanden als einen auch und gerade die Erwartungen nachwach-

sender Generationen an Gewaltvermeidung und Gewährleistung von sozialen und ökologi-

schen Lebenschancen ernst nehmenden Prozess zu fördern. Dennoch würde ihre vertiefte Er-

forschung ebenso wie die anderer, hier nicht genannter Problemfelder des Zusammenlebens in 

der Welt von heute der Friedensforschung weitere wichtige Erkenntnisse liefern, die als 

Grundlage für die Aufklärung interessierter Öffentlichkeiten und für Empfehlungen und 

Handlungsanleitungen an die politische Praxis dienen können.  

Der Weg zum nachhaltigen Frieden, um auf den Titel dieses Vortrags zurückzukommen, ist 

dementsprechend eng mit ebenso nachhaltigen Anstrengungen in Wissenschaft und Politik 

verbunden.  
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IV. Schluss 

 

Es ist mir wichtig, zum Schluss meiner Ausführungen noch einmal darauf hinzuweisen, dass 

die Beispiele für wichtige Themengebiete der Friedens- und Konfliktforschung ohne weiteres 

ergänzt werden können. Als Stichworte seien an dieser Stelle nur die Entwicklungen im Völ-

kerrecht, insbesondere die Diskussion über den Wandel des Souveränitätsverständnisses und 

die Schutzpflicht der Staaten (responsibility to protect), die Anforderungen an die Neu- und 

Weiterentwicklung internationaler Governance-Strukturen – nicht zuletzt auch vor dem Hin-

tergrund der aktuellen Finanzmarktkrise -, die Diskussion über „menschliche Sicherheit“ 

(human security) als neues Sicherheitsverständnis sowie nicht zuletzt die Weiterentwicklung 

einer zukunftsfähigen europäischen bzw. transatlantischen Friedens- und Sicherheitspolitik 

genannt. Die Friedens- und Konfliktforschung steht bei begrenzten Kapazitäten – und dies gilt 

bedauerlicherweise auch für die Fördermöglichkeiten der DSF - vor der großen Aufgabe, so-

wohl im Kleinen bei der Bearbeitung konkreter gewaltträchtiger Konfliktkonstellationen als 

auch im Großen bei der Entwicklung nachhaltiger Friedensstrategien Antworten auf die Her-

ausforderungen zu entwickeln, die sich zu Beginn des 21. Jahrhunderts stellen. Das Ziel, 

nachhaltige Friedensprozesse zu befördern, macht es notwendig, auch die Erwartungen nach-

wachsender Generationen an Gewaltvermeidung und der Erhaltung, besser noch: Stärkung 

von sozialen und ökologischen Lebenschancen mit einzubeziehen. Die Friedens- und Kon-

fliktforschung steht hierbei unter dem Zugzwang, ihre Befunde auch für die friedenspolitische 

Praxis und für interessierte Öffentlichkeiten nutzbar zu machen, indem sie politische Hand-

lungsoptionen und -szenarien aufzeigt. Auch der Masterstudiengang „Friedensforschung und 

Sicherheitspolitik“ liegt genau an dieser Schnittstelle zwischen Friedensforschung und politi-

scher Praxis und bietet deshalb hervorragende Voraussetzungen für die Ausbildung wissen-

schaftlicher Fachkräfte, die für die Umsetzung nachhaltiger Friedensstrategien benötigt wer-

den. Ich wünsche den Absolventen des 6. Jahrgangs alles Gute für den weiteren Berufsweg 

und den Studierenden des 7. Jahrgangs ein spannendes und ertragreiches Studium in Hamburg 

und in den jeweiligen Residenzinstituten. 

 

 


